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Völkerrecht oder Gesinnungsjustiz?

Wie die Justiz in der EU Erinnerungen dekretiert und ihrem Neo-
Kolonialismus Flankenschutz gibt – zum neuen Buch von Hannes
Hofbauer

von Tobias Salander

Wem würde die geneigte Leserschaft  die Beantwortung von Fragen zur Einschätzung historischer
Abläufe gerne anvertrauen? Polit ikern? Solchen rechter Ausrichtung? Oder linker? Oder
Geist lichen? Christ licher, muslimischer, jüdischer, hinduist ischer oder anderer Herkunft? Oder
Europäern? Oder lieber Asiaten oder Afrikanern? Deutschen oder Franzosen, Rumänen oder
Portugiesen? Senegalesen oder Kongolesen, Marokkanern oder Südafrikanern? Paläst inensern
oder Israeli? Wahabbiten, Schiiten oder der Nato? China oder Russland? – Oder? Vielleicht  doch
eher der Sache und nur der Sache, also den Quellen verpf lichteten Historikern, die of fen sind für
neue Befunde, polyperspekt ivisch und quellen- und ideologiekrit isch vorgehen, also Interessen
hinter Sachverhalten aufspüren und of fenlegen – dem humanist ischen und aufklärerischen Ethos
verbundenen Wissenschaftern?
Nun die Fragen: Waren die Kreuzzüge ein Völkermord? Die Ausrot tung der amerikanischen
Urbevölkerung und die Verschleppung von Millionen von Afrikanern als Sklaven in die Neue Welt  –
der grösste Genozid aller Zeiten? Wie ist  der Aufstand in der Vendée während der Französischen
Revolut ion einzuschätzen? Was hat sich 1898 wirklich auf dem US-Schlachtschif f  «Maine»
ereignet? Welches sind die Hintergründe des Schusses von Sarajewo 1914? Und des
Massenmordes an den Armeniern im Ersten Weltkrieg? Wer verhalf  Lenin zu seiner komfortablen
Zugsreise nach St. Petersburg? Wer zündete den Reichstag an? Was geschah in Katyn? Warum
bombardierten die Alliierten die Schienenwege nach Auschwitz nicht? Warum wurden die
Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki abgeworfen? Was geschah 1956 in Ungarn wirklich?
Und was im Golf  von Tongking? Was, wenn Operat ion Northwoods von Präsident John F.
Kennedy nicht  als unmoralisch zurückgewiesen worden wäre? Wer grif f  die USS «Enterprise» an?
Was bedeuten die Stasi-Verbindungen des Mörders von Benno Ohnesorg? Wodurch
unterschieden sich die RAF-Terroristen der ersten und der vierten Generat ion? Wer steckte hinter
den Terroranschlägen in Italien in den 70er und 80er Jahren? War Gladio eine Widerstandsgruppe
oder eine Terrororganisat ion? Der Blutsonntag von Vilnius vom 13. Januar 1991 – ein neues
Auschwitz? Wer steckt  hinter dem «Brotschlangen»-Massaker in Sarajewo? Und hinter dem
Massaker in Srebrenica? Was spielte sich in Darfur ab? Sind die Verbrechen im kommunist ischen
Europa gleichbedeutend mit  den Verbrechen der Nazi-Diktatur? War Miloševic der neue Hit ler? Wie
sind die Ungereimtheiten beim Einsturz von WTC 7 am Abend des 11. Septembers 2001 zu
erklären? Hatte Saddam die Atombombe?
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Wozu braucht die EU das Orwellsche «Richtig-Denk»?

Fragen über Fragen, mit  denen sich jeder Schüler im Laufe seiner Schulzeit  auseinandersetzen
muss. Und woher erhält  er die Antworten oder zumindest Ansätze von Antworten oder gar das
Eingeständnis, die Frage könne derzeit  nicht  beantwortet  werden? Durch den Geschichtslehrer,
der bemüht ist , den Stand der Forschung zusammenzutragen und of t  darauf hinweisen muss,
diese oder jene Frage sei noch nicht  zu klären, da die Archive noch nicht  of fen seien, die
Dokumente einer Sperrf rist  unterliegen oder nicht  mehr vorhanden sind? 
Wer dies denkt, dass die Klärung von historischen Fragen ein of fener Prozess sei, dass in einer
Demokrat ie Wahrheit  stets errungen werden und strenger wissenschaft licher Prüfung standhalten
muss, immer of fen für Korrekturen bei neu auftauchenden Quellen und Sachverhalten, sieht sich
durch gewisse Abläufe der letzten Jahre innerhalb der EU eines besseren belehrt . Was in den USA
(derzeit  noch?) undenkbar wäre und die grossart ige Arbeit  zum Beispiel eines invest igat iven
Journalisten wie Seymour Hersh verunmöglichen würde (Aufdeckung der wahren Hintergründe des
Massakers von My Lay, der Skandale um Abu Ghraib und US-Soldaten in Afghanistan etc. etc.),
nimmt in der EU immer krassere Formen an: Immer häuf iger ersetzen dort  nämlich seit  einem
entsprechenden EU-Rahmenbeschluss aus dem Jahre 2008 Gerichtsurteile die Forschung und
halten unter Strafandrohung fest , wie gewisse Ereignisse zu sehen seien. Wer diese
Richtersprüche nicht  zur Kenntnis nimmt, weiter forscht, sie auf Grund einschlägiger Erfahrungen
mit  bereits aufgedeckten False-Flag-Operat ions, Kriegslügen und Propaganda anzweifelt  und
Gegenhypothesen aufstellen will, sieht  sich unvermit telt  vor dem Kadi und zu Gefängnis oder einer
hohen Geldstrafe verurteilt . Ob dieses obrigkeit lich verordnete Orwellsche «Richt ig-Denk» die
enormen Demokrat iedef izite der EU kaschieren soll oder ob der jurist ische Grif f  auf  laufende
Auseinandersetzungen wie im Balkan der 90er Jahre, wo die EU und die Nato einen
völkerrechtswidrigen Angrif fskrieg führten, als Flankenschutz diente – oder ob die EU gar
Grosskonzernen, welche die EU-Kommission nach Belieben dirigieren, bei der Übernahme neuer
Märkte Schützenhilfe leistet , mithin also neokolonialist isches Gebaren jurist isch absegnet – all
diesen Fragen geht das kürzlich erschienene, sorgfält ig recherchierte Bändchen von Hannes
Hofbauer nach. Es trägt den Titel «Verordnete Wahrheit , bestraf te Gesinnung – Rechtsprechung
als polit isches Instrument». Hofbauer ist  Wirtschaftshistoriker und Publizist  und Kenner der EU,
insbesondere von deren Ost-Erweiterung, die er schon in f rüheren Arbeiten als «Rückkehr des
Kolonialismus» bezeichnete – man denke nur an das absolut ist isch anmutende Gebaren der
«Hohen Repräsentanten» in Bosnien-Herzegowina, die zwar von der Uno eingesetzt  sind, aber
zugleich als EU-Sonderbeauftragte fungieren.

Was in der Uno-Konvention zum Völkermord steht

Völkermord ist  wohl das schlimmste Verbrechen, welches die Menschheitsgeschichte kennt. Wie
viele Dutzend Millionen Menschen solchen Verbrechen zum Opfer gefallen sind, darüber streiten
sich die Historiker. Doch was versteht man genau unter Völkermord? Gemäss der Konvent ion der



Uno vom 9. Dezember 1948 mit  dem Titel «Verhütung und Bestrafung von Völkermord» fallen alle
Handlungen darunter, die in der Absicht  begangen wurden, «eine nat ionale, ethnische oder
religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu vernichten: a) die Tötung von Mitgliedern einer
Gruppe, b) die Verursachung von schwerem körperlichem oder geist igem Schaden an Mitgliedern
der Gruppe, c) die vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen, die geeignet sind, ihre
körperliche Vernichtung ganz oder teilweise herbeizuführen, d) die Verhängung von Massnahmen,
die auf Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe gerichtet  sind, e) die gewaltsame Überführung
von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe.» (zit . nach Hofbauer, S. 27)
Entscheidend für die Tat ist  nicht  die Zahl der dem Morden zum Opfer gefallenen Menschen,
sondern der polit isch oder religiös mot ivierte Wille, diese Menschen zu ermorden bzw. ihre
Lebensgrundlage zu zerstören.

Zwei Strafgesetze – zwei historische Wahrheiten?

Doch wer def iniert  nun, wann ein Verbrechen als Völkermord eingestuf t  werden muss? Welche
Gerichte sind dafür zuständig, und welche Rolle spielen bei den Entscheiden zeitgeschicht liche
oder gar geopolit ische Hintergründe? Hofbauer: «Wer masst sich den Richterspruch über
historische Ereignisse an, der zu einem Leugnungsverbot mit  Aussicht  auf Gefängnisstrafe führt?
Nat ionale Gerichte? Der Internat ionale Gerichtshof in Den Haag?» Um in die Problemat ik
einzuführen, schreibt  Hofbauer im Vorwort : «Leugnung und Verharmlosung von per
Gerichtsbeschluss als Völkermord, Verbrechen gegen die Menschheit  oder Kriegsverbrechen
dekret ierten Untaten werden in immer mehr Fällen und in immer mehr Ländern strafbar. So ist  ein
laut geäusserter Zweifel am Völkermord in Srebrenica seit  einem entsprechenden EU-
Rahmenbeschluss aus dem Jahr 2008 in der gesamten Europäischen Union ein Fall für den
Staatsanwalt . Das Bestreiten des armenischen Völkermordes kann einen vor ein schweizerisches
Gericht  bringen. Umgekehrt  landet jemand, der die Vertreibung der Armenier aus Anatolien im
Jahr 1915 als Völkermord bezeichnet, in der Türkei (auch im europäischen Teil) vor dem Kadi. In vier
osteuropäischen EU-Ländern ist  die Leugnung kommunist ischer Verbrechen – wer immer diese als
solche fest legt  – strafwürdig. Der ‹Holodomor› wiederum muss zwischen Lwiw, Odessa und
Donezk ein Verbrechen gegen die ukrainische Nat ion genannt werden, sonst droht ein
Gerichtsverfahren.» (S. 10)

Missliebige kollektive Erinnerungen EU-weit verfolgen

Mit grosser Sorge verfolgt  Hofbauer die zunehmende Verrecht lichung der Meinungsbildung und die
Verfolgung «falscher» Meinungen in der EU. Ausgehend von Ant irassismus-Paragraphen und
Paragraphen gegen die Leugnung nat ionalsozialist ischer Verbrechen, die in den europäischen
Staaten schon lange installiert  sind und ihre Funkt ion durchaus erfüllen, sieht Hofbauer eine
Tendenz, missliebige kollekt ive Erinnerungen EU-weit  zu verfolgen. Dass dabei die Singularität  des
Holocaust st illschweigend über Bord geworfen wird, nehmen die Akteure of fensicht lich ohne



Probleme in Kauf. «Mit  der Strafbarkeit  der Leugnung aller möglichen Kriegsverbrechen und
Völkermorde, sobald sie nur von einem internat ionalen Gericht  als solche ident if iziert  wurden, hat
eine Inf lat ion von zu bestrafender Gesinnung eingesetzt , die der ursprünglichen Sonderstellung
des Holocaust (bzw. seine Verharmlosung oder Leugnung) entgegensteht und diese in gewisser
Weise verhöhnt.» (S. 10)

Erinnerungsgesetze als Flankenschutz geopolitischer und
wirtschaftlicher Interessen

Dass der Auschwitz-Vergleich nun für alle möglichen Untaten herhalten muss, die Hofbauer
durchaus als solche anerkennt, aber in der Gewichtung als unverhältnismässig einstuf t  und vor
allem als weiterhin der forschenden Fragestellung zugänglich einfordert  – Srebrenica als neues
Auschwitz, der Blutsonntag von Vilnius mit  14 Toten als neues Auschwitz, die Konf likte in Darfur
als neues Auschwitz, die kommunist ische Herrschaft  in Polen, Tschechien, Ungarn und anderen
von 1949 bis 1989 gleichrangig dem Hit ler-Faschismus –, dieser Sachverhalt  lässt  den Historiker
aus Österreich zu folgender These kommen: «Die neuen Meinungsdelikte und Erinnerungsgesetze
dienen als Flankenschutz geopolit ischer und wirtschaft licher Interessen. Diese Erkenntnis war die
Mot ivat ion dafür, das vorliegende Buch zu schreiben. Dies f iel mir erstmals bei der Beobachtung
des jugoslawischen Zerfallsprozesses der 90er Jahre und insbesondere der vom Westen daran
anschliessend betriebenen ‹Erinnerungspolit ik› auf. Schon die inneren Faktoren der südslawischen
Desintegrat ion wurden von aussen dynamisiert . Zur Rechtfert igung mehrfacher polit ischer und
militärischer Intervent ionen vor allem in Bosnien-Herzegowina und im Kosovo mussten vage und
unterschiedlich interpret ierbare Menschrechtsargumente herhalten, während das internat ional
kodif izierte Völkerrecht gebrochen wurde. Nato und west liche Medien arbeiteten dabei Hand in
Hand. Externe Interessen am Zerfall des Vielvölkerstaates wurden kleingeredet oder gänzlich
verschwiegen.» (S. 10f.) Dies, so Hofbauer weiter, sei zu Unrecht geschehen: «Denn ein Blick auf
die Landkarte im Jahr 2011 zeigt , wie sich die auswärt igen Interessen durchgesetzt  haben: US-
Soldaten betreiben den grössten Militärstützpunkt in Europa im kosovarischen Camp Bondsteel;
sogenannte Hohe Repräsentanten (der EU und der Uno) verwalten Bosnien-Herzegowina und das
Kosovo im längst überwunden geglaubten Kolonialst il; und die ökonomischen Herzstücke Ex-
Jugoslawiens, Slowenien und Kroat ien, sind bzw. werden Teil der Europäischen Union. Darum, um
grösstmöglichen Nutzen aus der südslawischen Desintegrat ion ziehen zu können, führten die
west lichen Inst itut ionen, allen voran die Nato, Krieg.» (S. 11)

Wahrheitsverordnung macht Schule

Noch während des Krieges wurde der serbische Präsident vor einem ad hoc eingerichteten Tribunal
angeklagt: «Die Anklageerhebung des Jugoslawien-Tribunals erweiterte die polit ischen,
wirtschaft lichen und militärischen Mit tel um eine recht liche Dimension.» (S. 11)
Um die neokoloniale Eroberung abzusichern und den «richt igen» Verlauf des Konf liktes in die



Gehirne der Europäer einzubrennen, hat die EU gericht lich festgelegt, welches die Wahrheit
darüber sei – und bestraf t  jene, welche einer Siegergeschichtsschreibung noch nie über den Weg
getraut haben. 
Dass diese Form von Wahrheitsverordnung Schule gemacht hat, zeigen die Haftbefehle des
Internat ionalen Strafgerichtshofes ICC gegen Staatschefs von Ländern, gegen die der Westen
Krieg führt  oder führte, so gegen al-Baschir im Sudan und Gaddaf i in Libyen. Hofbauer betont, dass
die Bestrafung der beiden genannten Männer sicher gerechtfert igt  sei, nur agiere der Gerichtshof
zu einseit ig. Was ist  mit  den Greueltaten der Gegenseite? Gehen die vom Westen als «Gute»
Titulierten straf f rei aus? Und mit  welcher Begründung? Und die Ironie der Geschichte? Sie bestehe
darin, «dass die USA als eine der hauptsächlichen Betreiberinnen dieser Verfahren den
Internat ionalen Strafgerichtshof selbst  nicht  anerkennen». (S. 12) Wie bekannt, müsste Den Haag
mit  einer schnellen Eingreif t ruppe US-amerikanischer Spezialeinheiten rechnen, welche US-
Kriegsverbrecher «befreien» würden, die auf Grund von Enthüllungen wie jenen von zum Beispiel
Seymour Hersh in Den Haag auf ihren Prozess warteten.

Italienische Historiker wehrten sich erfolgreich

Hofbauers Krit ik an der heraufziehenden Gesinnungsjust iz im Westen kommt, wie er selber sagt,
zwar von links, doch könne sich jeder liberal Denkende anschliessen, denn: «Die Empörung beginnt
bei der Beschneidung der Meinungsfreiheit , die ein zut iefst  bürgerliches Gut darstellt .» (S. 263)
Aufrufe von italienischen und französischen Historikern aus allen polit ischen Lagern gegen die
Gesinnungsparagraphen und die Pönalisierung von Forschung bestät igen Hofbauer in seiner
Auffassung – in Italien konnte die Erinnerungsdiktatur bisher abgewendet werden, während
Frankreich munter voranschreitet  und absurde Diktate verhängt, beispielsweise die Loi Taubira und
die Loi Mékachéra, wobei erstere gewisse Aspekte des französischen Sklavenhandels verurteilt ,
während das zweite Gesetz als Reakt ion der Kolonialisten darauf die Reinwaschung der eigenen
Kolonialgeschichte in Nordafrika und Indochina per Gericht  und unter Strafandrohung verordnet.
(vgl. Hofbauer, S. 57ff .). Ein Ablauf, der zeigt , wie situat ionsbezogen und enorm instrumentalisiert
und einer Demokrat ie und der f reien Forschung Hohn sprechend solche Erinnerungsgesetze sind.

Gesinnungsparagraphen als Folge der 9/11-Antiterror-Hysterie

Da die Gesetzesgrundlagen in Europa schon längst ausreichten, um extremist ische Gruppen in
Schranken zu weisen, geht es nach Hofbauer hier um etwas anderes, was nur im Kontext  der
neokonservat iven und neoliberalen Kriegsallianz seit  9/11 zu verstehen ist : «Die in
Leugnungsverbote verpackten Gesinnungsparagraphen wären ohne die polit isch und medial
verbreitete Ant iterror-Hysterie nicht  denkbar. Über den dabei entstandenen Verlust  von
Bürgerrechten ist  viel geschrieben worden. Die Kriminalisierung von Meinung, mit  der sich das
vorliegende Buch beschäft igt , geht einen Schrit t  weiter: Sie bedroht polit ische Debatten und
wissenschaft liche Forschung, hegemonisiert  kollekt ive Erinnerung, verrecht licht  historische



Ereignisse und tabuisiert  Begrif f lichkeiten (zum Beispiel ‹Völkermord›). Die hier analysierte
Gesinnungsjust iz ist  Teil einer umfassender betriebenen repressiven Polit ik, mit  der die polit ischen
Eliten der Europäischen Union ihre Verluste an gesellschaft licher Akzeptanz kompensieren wollen.
Dass dies mit  Verboten und Reglement ierungen gelingt , darf  bezweifelt  werden. Der
Strafandrohung bei ‹falscher› Gesinnung kommt in diesem System die Funkt ion eines kleinen, aber
wicht igen Rädchens zu, zielt  sie doch auf den intellektuellen Diskurs.» (S. 264)

Schutz der Meinungsfreiheit als erste Bürgerpflicht

Hofbauers Buch ist  eine breite Leserschaft  zu wünschen. Wenn daraus eine lebhafte und
ernsthafte Diskussion entsteht, auf  ehrlicher und an der Würde des Menschen orient ierter
Grundlage, so würde das den Millionen von Opfern kriegerischer Auseinandersetzungen sicher
eher gerecht als die Errichtung einer leicht  durchschaubaren Gesinnungsdiktatur in Europa und im
übrigen Westen. Vielleicht  lassen sich einige Europäer durch die Propagandawalze noch
beeindrucken und sehen den Unterschied zwischen angeblichen Werten und ef fekt iven Interessen
nicht, die hinter schönfärberischen Worten wie «humanitäre Intervent ion»,
«Schutzverantwortung», «Bombenkampagne für die Menschenrechte» der Welt  verkauft  werden
sollen. Ganz sicher ist  aber der Rest der Welt , und das sind immerhin 88 Prozent, nicht  so naiv und
durchschaut die Heuchelei und die Doppelbödigkeit  des Westens – dies jedenfalls betont der
grosse Diplomat aus Singapur, Kishore Mahbubani, wieder und wieder. Wenn also Hofbauers
exakte Studie ausserhalb der west lichen Hemisphäre mit  ihren 12 Prozent der Weltbevölkerung
offene Türen einrennen mag, so ist  ihr im Westen eine ernsthafte Rezept ion nur zu wünschen. Der
stolze Westen der Renaissance, des Humanismus und der Aufklärung sollte nicht  in der 
Lage sein, würdig ins 21. Jahrhundert  zu schreiten und eines der Grundprinzipien der Demokrat ie,
die Meinungsfreiheit , zu schützen?     •

Hannes Hofbauer, «Verordnete Wahrheit , bestraf te Gesinnung – Rechtsprechung als polit isches
Instrument». Wien 2011, ISBN 978-3-85371-329-7
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